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Deutschland als Vorreiter des digitalen Staates 

Der digitale Wandel verändert Deutschland und damit die Art, wie wir leben und arbeiten 

nachhaltig. Die Aufgabe der Politik ist es, Rahmenbedingungen zu schaffen und eine 

innovative Verwaltung zu gestalten, die den sich wandelnden Bedürfnissen in Zeiten der 

Digitalisierung gerecht wird. Die CDU-geführte Bundesregierung hat sich deshalb ein 

bürger- und unternehmerfreundliches „digitales Deutschland" zum Ziel gesetzt. Hierzu 

gehört, dass die Behörden in Bund, Ländern und Kommunen mit gutem Beispiel 

vorangehen, indem sie alle Prozesse digital gestalten. Diesen Ansprüchen kann 

Verwaltung nur gerecht werden, wenn sie selbst den digitalen Wandel als Chance begreift 

und die Potentiale des eGovernment zur Verfahrenserleichterung und Bürokratieabbau 

erkennt und ausschöpft.  

Die Ziele des digitalen Staates sind vielfältig: Angefangen bei der passgenauen 

Information für Bürger ebenso wie für die Wirtschaft, die Wissenschaft, Tarif- und 

Sozialpartner sowie zahlreiche weitere Interessenten. Dabei gilt: Direkte und 

diskriminierungsfreie digitale Kommunikation zwischen Verwaltung und dem Bürger und 

Unternehmen ist nicht nur möglich, sondern erwünscht und das nicht nur innerhalb eng 

begrenzter Öffnungszeiten, sondern rund um die Uhr. Konsequent umgesetzt wird der 

Staat im Rahmen seiner garantierten Daseinsvorsorge damit zum digitalen Dienstleister. 

Dies bringt Vorteile gerade im Hinblick auf Flexibilität, Transparenz und Partizipation. 

Wesentlich ist hierbei nicht nur die Erreichbarkeit, sondern auch die Vermeidung von 

Medienbrüchen sowie die Garantie von Interoperabilität. Dies führt u. a. aufgrund von 

automatisierten elektronischen Vorgängen zu kürzeren Bearbeitungszeiten und sinkenden 

Kosten.  

Aktuell belegt Deutschland laut einer Studie der EU-Kommission bei digitalen öffentlichen 

Dienstleistungen Platz 18. Das Ziel des Netzwerkes Digitalisierung ist es, Deutschland zum 

Vorreiter zu machen und damit die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts nachhaltig zu 

stärken. Wir wollen erreichen, dass Deutschland bis 2021 zum besten öffentlichen 

Dienstleister im europäischen Vergleich aufsteigt. Konkret heißt das: Wir wollen, dass alle 

Dienstleistungen von Staat und Verwaltung digital abrufbar sind und zwar „online first“. 
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Dabei ist es ein Kernanliegen des Netzwerkes Digitalisierung, dass der Mensch im 

Mittelpunkt dieses Prozesses steht und alle auf diesem Weg mitgenommen werden. 

Zielsetzung des „digitalen Staates“  

Die Idee des digitalen Staates fußt auf der Sozialen Marktwirtschaft. Digitalisierung führt 

in einer Sozialen Marktwirtschaft zu mehr Wettbewerb und hilft gleichzeitig, das 

Subsidiaritätsprinzip konsequent umzusetzen. Ziel ist es, durch die neuen Technologien 

Bürger und Unternehmen stärker eigenverantwortlich einzubinden und den 

Informationsaustausch und Dialog zu intensivieren.  

Eine digitale Verwaltung kann damit das Bestellerprinzip hundertprozentig transparent 

umsetzen, da jeder einzelne Verwaltungsvorgang kostenmäßig erfasst wird. Ergänzend 

dazu könnte die staatliche Ebene, die eine Leistung bestellt, künftig in die Pflicht 

genommen werden, technische Voraussetzungen (Software, Hardware) für die Erledigung 

dieser neuen Aufgabe zur Verfügung zu stellen und damit Ressourcen bei den 

beauftragten Institutionen zu sparen. Insgesamt bleibt bei diesen zentralen Lösungen 

mehr Spielraum, sich um die wirklich Bedürftigen ganz im Sinne der Sozialen 

Marktwirtschaft zu kümmern. 

Die entscheidende Rahmenbedingung für einen erfolgreichen digitalen Staat ist der 

Breitbandausbau. Bis 2018 soll eine flächendeckende Versorgung von 50 Mbit pro 

Sekunde verfügbar sein. Dies kann aber nur ein Zwischenziel hin zum flächendeckenden 

Gigabit-Netz als Grundvoraussetzung für einen digitalen Staat sein. Dazu benötigen wir 

mehr Forschung in alternative Übertragungsmöglichkeiten (Funk, Satellit, 5G) und vor 

allem stärkere private und öffentliche Investitionen in Glasfasernetze, zum Beispiel über 

Public Private Partnership-Modelle.  

Durch den massiven Ausbau von digitaler Infrastruktur wird der Staat zum Ermöglicher 

(„Enabler“) und gleichzeitig ist es seine Aufgabe, dass der digitale Staat bestmöglich vor 

Missbrauch und Cyberkriminalität geschützt ist. Aus diesem Grund müssen sichere 

Basisdienste, wie die Authentifizierungsmöglichkeiten mit der eID-Funktion des 

Personalausweises sowie rechtssichere Schriftwechsel, elektronische Bezahlmöglichkeiten 

und eine sichere IT-Infrastruktur für alle Behörden weiterhin sichergestellt und ausgebaut 

werden, damit elektronische Verfahren den Behördengang künftig ersetzen können. 



3 

Daten sind der Rohstoff des 21. Jahrhunderts. Das Netzwerk Digitalisierung fordert, 

Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, damit dieses Potenzial genutzt werden kann. Die 

Aufgabe des digitalen Staates ist es, die mit dem eGovernment verbundenen Chancen und 

Vorteile wie z. B. weniger Bürokratie aufzuzeigen, die den Menschen ein besseres Leben 

ermöglichen. Dabei werden wir auf die Einhaltung hoher Datenschutzstandards und 

offener Märkte achten.  

Ziel des digitalen Staates ist es nicht nur, den Service für die Bürger und Unternehmen zu 

erhöhen und den Aufwand zu senken, sondern auch Bürokratie abzubauen. Aufgabe des 

digitalen Staates ist es daher, behördliche Informationen, Services und Leistungen 

entsprechend ihres Aufkommens auf die digitale Kompatibilität hin zu prüfen und zeitnah 

online anzubieten. Im Rahmen dieser flächendeckenden Umstellung geht es nicht nur 

darum, die eGovernment-Tauglichkeit festzustellen, sondern auch eine grundsätzliche 

Aufgabenkritik der Prozesse durchzuführen. Einhergehend hiermit soll sich der Staat 

vermehrt für Open Data, offene Standards, kompatible Schnittstellen sowie den Aufbau 

einer gemeinsamen Plattform einsetzen, um Synergieeffekte zu schaffen.  

Die Digitalisierung im Staat stärken und ausbauen 

Um das Ziel des flächendeckend digitalen Staates schnellstmöglich zu erreichen, gilt es 

folgende Maßnahmen auf Seiten der Verwaltung umzusetzen: 

o Staatsminister „Digitales Deutschland“ mit Kabinettsrang  

Es soll ein Ressort „Digitales Deutschland“ im Bundeskanzleramt geschaffen werden, 

um den digitalen Staat zeitnah und flächendeckend umzusetzen. Dem Ressort soll ein 

Staatsminister mit Kabinettsrang vorstehen. Es bündelt als „digitale 

Koordinierungseinheit“ alle digitalen Zuständigkeiten und ist gegenüber staatlichen 

Behörden und anderen Ressorts in den Bereichen der Standardsetzung, 

Schnittstellendefinition und Implementierung weisungsbefugt. Die Aufgabe ist es, die 

Umsetzung der eGovernment-Strategie, auch in seiner europäischen Dimension, zu 

planen, zu kooerdinieren und zu kontrollieren. Hierbei muss vor allem die Kooperation 

von Bund, Ländern, Städten, Gemeinden und der Wirtschaft auf der einen Seite sowie 

den europäischen Anforderungen und einer EU-grenzüberschreitenden eGovernment-

Strategie auf der anderen Seite im Vordergrund stehen. Die bestehenden Gremien 

sollen in das Ressort überführt werden. Außerdem bekommt der Staatsminister ein 

eigenes Budget (zweckgebundene Haushaltsmittel) zur Verfügung gestellt. Der 
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Ausschuss „Digitale Agenda“ soll zudem die Federführung für vorab festgelegte 

Themenaspekte der Digitalisierung erhalten und in enger Abstimmung mit dem 

Bundesbeauftragten den digitalen Wandel in Deutschland vorantreiben. 

o eGovernment-Standards für alle 

Der Staat definiert in einem Expertengremium, bestehend aus Vertretern von Bund, 

Land und Kommune sowie Fachvertretern aus Wirtschaft und Wissenschaft 

verpflichtende Minimalstandards für eGovernment-Anwendungen. Wenn Länder oder 

Kommunen darüber hinausgehende Anwendungen nutzen möchten, steht es ihnen 

frei, sofern sie die verbindlichen Standards erfüllen.  

o Zentrale Datenspeicherung und kompatible E-Akte überall 

Das langfristige Ziel des digitalen Staates ist die einheitliche (kompatible) digitale 

Erfassung aller Bürger und Unternehmensdaten sowie eines digitalen Katasters. Ein 

wichtiger Schritt dorthin ist die ausnahmslose Einführung einer elektronischen Akte 

für alle Behörden, die über standardisierte Datenformate mit allen Systemen 

verwendbar ist. Deshalb muss die E-Akte verpflichtend als führende Akte eingeführt 

werden, die Regelungen zum Schriftformerfordernis sind diesbezüglich ggf. zu 

modifizieren und bestehende Regelungen konsequent anzuwenden. Es ist das erklärte 

Ziel, dass in allen staatlichen Behörden eine rein elektronische Aktenführung zur 

Tagesordnung wird. Hierbei ist es wichtig, dass medienbruchfreie 

Verwaltungsprozesse umgesetzt werden. Nur so können automatisierte 

Verwaltungsprozesse vollständig realisiert werden. Ein weiterer wichtiger Baustein ist 

die Aufwertung des Personalausweises zur vollwertigen elektronischen ID-Karte, mit 

der die eindeutige elektronische Identifizierung der Bürger und ihrer Daten 

sichergestellt wird. 

o Datenschutz sicher und praktikabel – für Bürger und Unternehmen 

Bürger und Unternehmen sollen gegenüber dem Staat das Recht an ihren Daten 

behalten und auf Anfrage nachvollziehen können, welche Daten dem Staat über sie 

vorliegen und wer auf diese Daten Zugriff hat. Zudem soll der Staat jede Information 

bei den Bürgern und Unternehmen möglichst nur einmal mit Hilfe einer Ende-zu-

Ende-Verschlüsselung über ein zentrales Portal abfragen. Auf der anderen Seite soll 

der Verwaltung die Option der zentralen „Bürger-Akte“ gegeben werden. 

o Die virtuelle Kommune 

Für Kommunen sollen einheitliche Vorgaben für Protokolle, Datenstandards und 

Schnittstellen gelten, die zentral definiert werden. Auf einem bundesweiten virtuellen 
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Marktplatz sollen Softwarelösungen gebündelt für die Kommunen abrufbar sein. Der 

virtuelle Marktplatz ermöglicht nach dem Vorbild der X-Road-Technologie eine 

Vernetzung unterschiedlicher Lösungen. Die Plattform soll zudem durch best-

practice-Beispiele Anregungen für bereits erfolgreich bestehende Lösungen bieten.  

o Für eine zukunftsorientierte Datenpolitik: Open Data 

Die von Verwaltungen in den verschiedensten Aufgabenfeldern erhobenen Daten 

können einen über den ursprünglichen Zweck hinausreichenden Mehrwert erbringen, 

wenn sie als offene Daten (open data) zur Verfügung gestellt werden. Sind diese Daten 

nicht personenbezogen oder unterliegen anderen schutzwürdigen Belangen 

(Urheberrecht, Sicherheit, etc.), sollten sie als offene Verwaltungsdaten für die Bürger 

sowie der Wirtschaft für die Weiterverwendung in den verschiedensten 

Nutzungszusammenhängen verfügbar sein. So können digitale Innovationen gefördert, 

Synergien innerhalb der Verwaltungen ermöglicht sowie bessere 

Entscheidungsgrundlagen für Politik und Gesellschaft geschaffen werden. Deshalb 

sollte ein Open-Data-Gesetz die systematische Offenstellung von solchen 

Verwaltungsdaten regeln, die Verantwortungen in Bund, Ländern und Kommunen klar 

benannt und mit einem deutlichen politischen Mandat für eine ebenenübergreifende 

Zusammenarbeit ausgestattet werden. 

o Öffentliche Aufträge für Start-ups zur Stärkung der Innovationskraft 

Zahlreiche junge, innovative IT-Start-ups scheitern bereits bei der Eignungsprüfung 

öffentlicher Ausschreibungen. So werden z. B. mehrere Jahre Erfahrung mit der 

ausgeschriebenen Leistung vorausgesetzt. Aus diesem Grund sollen öffentliche 

Ausschreibungen bereits bei der Marktanalyse verstärkt Start-ups berücksichtigen und 

die Kriterien der Eignungsprüfung bei geeigneten Ausschreibungen entsprechend 

anpassen, so dass auch Start-ups mit ihrer Innovationskraft den Staat voranbringen 

können.  

o Start-up im Staat  

In Anlehnung an den US Digital Service soll dem Staatsminister mit dem Ressort 

„Digitales Deutschland“ ein so genanntes Start-up im Staat unterstellt werden. Hier 

sollen innovative Experten und Vertreter von Start-ups in Kooperation mit 

Verwaltungsexperten die drängendsten und wichtigsten eGovernment-Anwendungen 

auf den Prüfstand stellen und optimieren. Darüber hinaus ist es Aufgabe des 

Expertenteams, kreative Ideen in den eGovernment-Prozess einzubringen, auszutesten 

und zur erfolgreichen Anwendung zu bringen.   
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Nutzen für Bürger und Wirtschaft nachhaltig steigern 

Ziel des digitalen Staates ist es, Servicestelle für die Bürger und Unternehmen zu werden, 

mit einer strikten Nutzerorientierung. Umso wichtiger ist es, lebensnahe und praktikable 

eGovernment Anwendungen zeitnah zu identifizieren und umzusetzen.  

o Anreize für Nutzer schaffen  

eGovernment-Dienste werden nur genutzt, wenn sie Vorteile gegenüber dem 

klassischen „Gang zum Amt“ bieten. Die digitalen Verwaltungen sollen künftig 

durchgehend („24/7“) erreichbar sein. Der Anspruch muss es sein, elektronische 

Anträge doppelt so schnell zu bearbeiten wie analoge. Darüber hinaus könnten z. B. 

Gebühren niedriger ausfallen. Erfahrungen aus anderen Ländern zeigen, dass 

Anreizmechanismen wie diese die Anzahl der Nutzer von elektronischen 

Dienstleistungen spürbar vergrößert.  

o Bürgerportal einrichten  

Es soll ein bundeseinheitliches Verwaltungsportal als erster Anlaufpunkt für alle 

Verwaltungsebenen eingerichtet werden; analog zur Behördenrufnummer 115 

(www.d115.de). Dieses Portal bündelt den Zugang zu Dienstleistungen und Formularen 

aller Verwaltungsebenen und zu Sozialversicherungen. Zur Identifizierung und 

Authentifizierung soll die elektronische ID-Karte dienen.    

o eID-Karte stärken 

Im Vergleich zu bisherigen Anwendungen sollen mit der elektronischen ID-Karte 

Basisfunktionen ohne komplizierte PIN-Eingaben nutzbar sein. Die elektronische ID 

soll verpflichtend für alle werden und durch Verwendung von Smart-Phones ohne 

zusätzliche Hardware (z. B. Lesegerät) zu benutzen sein. Die elektronische Signatur soll 

rechtlich der manuellen gleichgestellt werden. 

o Barrierefreier Zugang 

Neben der softwarebasierten Lösung zum Bürgerportal sollen physische Anlaufstellen 

einen flächendeckenden barrierefreien Zugang zum digitalen Staat ermöglichen. Dazu 

werden flächendeckend „eGov-Boxen“ aufgestellt. Diese Schalter sollen rund um die 

Uhr zugänglich sind (z. B. im Vorraum von Banken/in Einkaufszentren). Die eGov-

Boxen sollen nutzerfreundlich und barrierefrei sein, um eine digitale Abschottung zu 

verhindern und einen sicheren Zugang zu gewähren.  
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o Der direkte Draht 

Es soll eine Liste mit Dienstleistungen erstellt werden, die die höchsten Nutzerzahlen 

haben. Bei der Digitalisierung der Verwaltung sollte mit jenen Dienstleistungen 

begonnen werden, die das größte Nutzervolumen generieren. Dazu sollen Bürger auch 

ihre Hinweise und Anregungen einreichen können, denn die Erfahrung zeigt, dass 

insbesondere die Umsetzung lebensnaher und häufig genutzter Anwendungen zu einer 

Steigerung der Nutzer führt.  

o Feedback-Kultur 

Der Change-Prozess hin zu einem digitalen Staat und der Prämisse „Online first“ sollte 

durch eine offene Feedbackkultur durch die Bürger begleitet werden. Das 

Bürgerfeedback stellt hierbei ein wesentliches Instrument zur Qualitätssicherung der 

Angebote dar. Hierzu soll der Normenkontrollrat den Change-Prozess begleiten und 

das Feedback der Bürger strukturiert erfassen und in den Prozess einbringen.  

 

Anspruch der CDU ist es, unser Land zum bürger- und unternehmerfreundlichen digitalen 

Deutschland weiterzuentwickeln. Das oberste Gebot ist es, den Bürger auf dem Weg zum 

digitalen Staat mitzunehmen und die Chancen und Vorteile zu nutzen. Dabei gilt auch, dass 

nach wie vor alle Kanäle im Austausch mit der Bürger-Verwaltung nutzbar sein müssen. 

Das Netzwerk Digitalisierung will eine Diskussion über den digitalen Wandel anstoßen und 

hat konkrete Ziele und Handlungsempfehlungen für den digitalen Staat entwickelt. Damit 

legen wir den Grundstein für den digitalen Staat und bringen Deutschland auf dem Weg 

zum digitalen Wachstumsland Nr. 1 voran.  

 


